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Verdienstausfallschaden: Auch übernommene Steuerlasten sind einkommensteuerpflichtig

Entschädigungen, die als Ersatz für entgehende Einnahmen gezahlt werden, müssen vom Empfän-
ger versteuert werden. Ersetzt ein Schädiger dem Geschädigten auch noch die dabei entstehende 
Einkommensteuerlast, muss auch diese Steuererstattung selbst versteuert werden - dies geht aus 
einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) hervor.
Geklagt hatte eine Frau, die aufgrund eines schweren medizinischen Behandlungsfehlers gezwun-
gen gewesen war, ihren Beruf aufzugeben. Die Versicherung des Schädigers hatte ihr dafür jährlich 
einen Ersatz für den Verdienstausfallschaden gezahlt, den die Frau ordnungsgemäß als Entschädi-
gung versteuerte. Aufgrund gesetzlicher Verpflichtung erstattete die Versicherung ihr später auch 
die Einkommensteuer, die sie auf die Ersatzleistungen gezahlt hatte. Das Finanzamt vertrat die Auf-
fassung, dass auch diese Steuererstattung selbst der Einkommensteuer unterliege. Die Klägerin 
meinte hingegen, es handle sich um einen Steuerschaden, dessen Ersatz keine Steuer auslöse.
Der BFH gab nun grünes Licht für die Besteuerung der erstatteten Steuerbeträge. Zu den steuer-
pflichtigen Entschädigungen zählt nicht nur der zunächst gezahlte Ausfall des Nettoverdiensts, son-
dern ebenso die vom Schädiger später erstattete Steuerlast. Der BFH knüpfte bei seiner Entschei-
dung an die zivilrechtlichen Wertungen an, die den Schädiger bzw. dessen Versicherung verpflich-
ten, auch die auf den Verdienstausfallschaden entfallende Steuer zu übernehmen. Der Nettover-
dienstausfall und die Steuerlast sind Bestandteile eines einheitlichen Schadenersatzanspruchs, die 
beide lediglich zu unterschiedlichen Zeitpunkten ausgezahlt werden. Beide dienen dem Ersatz 
entgehender Einnahmen des Geschädigten.

Hinweis: Die Besteuerung mit einem ermäßigten Steuersatz, die in der Regel für Entschädigungen 
gewährt wird, schloss der BFH im vorliegenden Fall aber aus - sowohl für den Verdienstersatz als 
auch für die Steuerübernahme. Dies lag insbesondere daran, dass die Klägerin ihren gesamten 
Verdienstausfallschaden (einschließlich der hierauf beruhenden Steuerlasten) nicht zusammenge-
ballt in nur einem Jahr ersetzt bekommen hatte. Die Verteilung der Zahlungen auf mehrere Jahre 
nahm der Entschädigung die Außerordentlichkeit, die für eine ermäßigte Besteuerung notwendig ist.
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Trotz ärztlich verordneter Wassergymnastik: Fitnessstudiobeiträge sind keine außergewöhnlichen 
Belastungen

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat kürzlich entschieden, dass Aufwendungen für die Mitgliedschaft in 
einem Fitnessstudio nicht als außergewöhnliche Belastungen abziehbar sind.
Geklagt hatte eine Frau, der ein Funktionstraining in Form von Wassergymnastik ärztlich verordnet 
worden war. Da sie von ihrem Wohnort aus schnell ein Fitnessstudio mit Schwimmbad erreichen 
konnte, entschied sie sich dafür, die Kurse dort - organisiert von einem Reha-Verein - zu besuchen. 
Um Zugang zum Schwimmbad zu erhalten, musste sie allerdings Mitgliedsbeiträge an das Fitness-
studio zahlen; als dortiges Mitglied war sie dann aber auch zur Nutzung der Sauna und weiterer 
Kurse berechtigt.
Da die Krankenkasse lediglich die Kursgebühren für das Funktionstraining erstattete, machte die 
Frau die Studiobeiträge als Krankheitskosten (außergewöhnliche Belastungen) geltend.
Der BFH entschied jedoch, dass Mitgliedsbeiträge für ein Fitnessstudio grundsätzlich nicht zu den 
als außergewöhnliche Belastungen anzuerkennenden zwangsläufig entstandenen Krankheitskosten 
zählen, da das mit der Mitgliedschaft in einem Fitnessstudio einhergehende Leistungsangebot auch 
von gesunden Menschen in Anspruch genommen wird, um die Gesundheit zu erhalten, das Wohl-
befinden zu steigern oder die Freizeit sinnvoll zu gestalten.
Dass die Frau dem Fitnessstudio als Mitglied beitreten musste, um an dem ärztlich verordneten 
Funktionstraining teilnehmen zu können, führte nach Gerichtsmeinung nicht zur Zwangsläufigkeit 
der Beiträge. Die Entscheidung, das Funktionstraining in dem Fitnessstudio zu absolvieren, sei in 
erster Linie die Folge eines frei gewählten Konsumverhaltens.
Der Absetzbarkeit der Beiträge stand zudem entgegen, dass die Frau auch weitere Leistungsangebo-
te des Fitnessstudios hatte nutzen können.
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Zweitstudium in Teilzeit: Fahrten zur Uni sind mit 0,30 EUR pro gefahrenem Kilometer absetzbar

Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte dürfen nur in Höhe der Entfernungspauscha-
le von 0,30 EUR pro Entfernungskilometer (ab dem 21. Entfernungskilometer: 0,38 EUR) als Wer-
bungskosten abgerechnet werden. Absetzbar ist somit nur die einfache Wegstrecke. Beruflich 
veranlasste Fahrten zu anderen Zielen können deutlich besser abgesetzt werden - und zwar nach 
Reisekostengrundsätzen mit 0,30 EUR pro tatsächlich gefahrenem Kilometer (bei Pkw-Nutzung).
Wer ein Zweitstudium oder eine zweite Ausbildung absolviert und seine dabei entstehenden Fahrt-
kosten deshalb als Werbungskosten absetzen kann, sollte wissen, dass Bildungseinrichtungen, die 
außerhalb eines Dienstverhältnisses für ein Vollzeitstudium oder eine vollzeitige Bildungsmaßnahme 
aufgesucht werden, nach dem Einkommensteuergesetz ebenfalls als erste Tätigkeitsstätte gelten, so 
dass nur die Entfernungspauschale greift. Es gilt hierbei aber eine Einschränkung: Nach einem 
neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) fallen unter diese Regelung nur Studiengänge, die nach 
der Studienordnung darauf ausgelegt sind, Studierende zeitlich vollumfänglich zu binden.
Geklagt hatte ein nicht erwerbstätiger Mann, der als Teilzeitstudent an der Fernuniversität Hagen 
studiert hatte. Sein Studium war auf 20 Stunden pro Woche angelegt. Da er in keinem Dienstver-
hältnis stand, ging das Finanzamt (FA) davon aus, dass er in Vollzeit studiert hatte, so dass für die 
Fahrten zur Uni nur die Entfernungspauschale gilt.
Der BFH sprach sich jedoch für den vollen Kostenabzug nach Reisekostengrundsätzen aus. Die 
Bundesrichter erklärten, dass ein Vollzeitstudium nur anzunehmen sei, wenn es auf 40 Wochen-
stunden ausgelegt sei bzw. pro Semester durchschnittlich 30 Creditpoints vergeben würden. Dies 
sei vorliegend aber nicht der Fall.
Ob die Studierenden daneben in einem Beschäftigungsverhältnis stehen oder anderweitig
erwerbstätig sind, ist für die steuerrechtliche Einordnung eines Studiums als Teilzeitstudium uner-
heblich. Anders als das FA meinte, kann ein Teilzeitstudium bei fehlender Erwerbstätigkeit nicht 
reflexartig in ein Vollzeitstudium umgedeutet werden.

Breitfeld Nitsche und Partner Steuerberatungsgesellschaft
Neuer Wall 26–28  |  20354 Hamburg  |  Tel. +49 (0)40 36 77 55  |  Fax +49 (0)40 36 72 54

e-mail | mail@bnp-steuerberatung.hamburg  |  web | www.bnp-steuerberatung.hamburg



Versorgungsbezüge: Freibetrag bei geschiedenen Eheleuten

Bei einer Scheidung teilen die Ehegatten, abhängig vom Güterstand, ihre Wertsachen auf. Dabei 
werden jedoch nicht nur materielle Gegenstände aufgeteilt. Immaterielle Dinge wie etwa Schulden 
müssen ebenfalls auf die Geschiedenen verteilt werden. Und auch spätere Rentenzahlungen sind 
dabei zu berücksichtigen. Im Streitfall erhielt die Ehefrau einen Anspruch auf Versorgungsleistungen 
ihres Ehemanns. Das Finanzgericht Hessen (FG) musste entscheiden, wie der Versorgungsfreibetrag 
zu berechnen ist.
Die Klägerin ist seit 2001 von ihrem Ehemann geschieden. Im Scheidungszeitpunkt waren noch 
keine Ruhestandsleistungen zu zahlen, so dass der Versorgungsausgleich zunächst zu Lasten der 
beamtenrechtlichen Versorgung des Ex-Ehemanns erfolgte. Dieser erhielt bereits seit 2007 entspre-
chend geminderte beamtenrechtliche Versorgungsbezüge. Ab 2010 erhielt auch die Klägerin unter 
Berücksichtigung des ursprünglichen Versorgungsausgleichs eine erhöhte Altersrente. Im Jahr 2016 
erfolgte dann eine Änderung des getroffenen Versorgungsausgleichs.
Daraufhin bezog die Klägerin weniger Altersrente von der DRV Bund und erstmals ab 2018 mit 
Nachzahlung für den Zeitraum ab 01.02.2016 Versorgungsbezüge. Nach Ansicht des Finanzamts 
war der Versorgungsfreibetrag auf den 01.02.2016 zu berechnen.
Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Der Versorgungsbeginn fiel entgegen der Ansicht des Finanz-
amts bereits in das Jahr 2007, also auf den Zeitpunkt, als der Ex-Ehemann seine Altersrente erhielt. 
Nach dem Gesetz bleibt von den als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit steuerpflichtigen 
Versorgungsbezügen ein nach einem Prozentsatz ermittelter, auf einen Höchstbetrag begrenzter 
Betrag (Versorgungsfreibetrag) und ein fester Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag steuerfrei. Die 
Zahlungen an die Klägerin waren Versorgungsbezüge.
Dass nur der Ex-Ehemann, nicht aber die Klägerin, Beamter war und die beamtenrechtlichen Versor-
gungsbezüge erdient hat, steht dem nicht entgegen. Der Versorgungsbeginn der Klägerin entspricht 
dem des Ex-Ehemanns. Nach Ansicht des Gerichts gelten die Regelungen zum Versorgungsbeginn 
auch bei einer nachträglichen internen Neuaufteilung der Versorgungsbezüge.
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Kindergeld: Ist eine Rettungssanitäterausbildung eine Erstausbildung?

Wenn Sie Kinder haben, bekommen Sie für diese in der Regel bis zu deren 18. Lebensjahr Kinder-
geld. Verlängert wird dieser Zeitraum, wenn sich Ihr volljähriges Kind noch in Ausbildung befindet. 
Dabei ist es egal, ob es eine Berufsausbildung macht oder ein Studium aufnimmt. Im Streitfall 
machte die Tochter der Kläger eine Ausbildung zur Rettungssanitäterin und nahm anschließend noch 
ein Studium auf. Nach Ansicht des Finanzamts stellte die Ausbildung zur Rettungssanitäterin eine 
abgeschlossene Berufsausbildung dar. Das Finanzgericht Münster (FG) musste entscheiden, ob dies 
wirklich der Fall war.
Die Tochter der Klägerin absolvierte eine viermonatige Ausbildung zur Rettungssanitäterin. Danach 
nahm sie ein Jurastudium auf. Die Familienkasse hatte zunächst Kindergeld festgesetzt, die Festset-
zung jedoch aufgehoben, nachdem bekannt wurde, dass die Tochter geringfügig mehr als 20 Stun-
den pro Woche als Rettungssanitäterin arbeitete.
Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Durch die Aufnahme des Jurastudiums erfüllt die Tochter die 
Voraussetzungen für den Anspruch auf Kindergeld. Entgegen der Ansicht des Finanzamts ist dieser 
Anspruch nicht aufgrund des Abschlusses einer erstmaligen Berufsausbildung ausgeschlossen. Die 
Ausbildung zur Rettungssanitäterin ist keine erste Berufsausbildung im Sinne des Gesetzes. Nach 
Ansicht des Gerichts gibt es im Gesetz keinen Hinweis darauf, dass der Begriff der Berufsausbildung 
beim Kindergeld ein anderer ist als bei den Werbungskosten. Daher war die Ausbildung als 
Rettungssanitäterin keine Erstausbildung im Sinne des Gesetzes. Der Bescheid war somit rechtswid-
rig.
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Zweitwohnungsteuer: Der reine Bodenwert darf nicht der Maßstab sein

Viele Städte und Kommunen in Deutschland erheben eine Zweitwohnungsteuer auf Nebenwoh-
nungen, um zusätzliche Geldquellen zu erschließen. Die Steuer soll Bürger dazu motivieren, ihren 
Hauptwohnsitz dorthin zu verlegen, da Städte nur für solche Wohnsitze einen Steuerausgleich vom 
Bund erhalten.
Nach der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung darf sich die Höhe der Zweitwohnungsteuer 
nicht allein nach dem reinen Bodenrichtwert der Zweitwohnung bestimmen. Zugrunde liegen dieser 
Rechtsprechung zwei Fälle aus den Gemeinden Timmendorfer Strand und Hohwacht. Das Schles-
wig-Holsteinische Oberverwaltungsgericht (OVG) hatte im April 2024 entschieden, dass ein solcher 
Steuermaßstab gegen das Gebot der Gleichbehandlung aller steuerpflichtigen Zweitwohnungsinha-
ber verstößt. Durch die Verwendung des reinen Bodenrichtwerts wird der Maßstab zu stark von den 
in den letzten Jahren extrem gestiegenen Grundstückspreisen geprägt. Dies führt zu ungleichen 
Verzerrungen in der Steuerbemessung.
In einem weiteren Fall, der die Zweitwohnungsteuer in der Stadt Fehmarn betrifft, hat das OVG nun 
entschieden, dass Städte und Gemeinden während eines gerichtlichen Verfahrens ihre Steuersat-
zung ändern und ihre Ausrichtung am reinen Bodenrichtwert aufgeben dürfen. Im zugrunde liegen-
den Fall hatte die Stadt Fehmarn mit ihrer am reinen Bodenrichtwert orientierten Steuersatzung 
zunächst vor dem Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgericht "Schiffbruch" erlitten und während 
des Berufungsverfahrens ihre Satzung rückwirkend dahingehend geändert, dass der Bodenrichtwert 
nur noch in einer relativierten Form berücksichtigt wird.
Das OVG entschied, dass eine solche Änderung der Steuersatzung eine rechtswidrige Steuererhe-
bung rückwirkend "heilt". Die neue Bemessungsmethode wurde vom OVG nicht beanstandet: Dem-
nach fließt der Lagewert der Wohnung nur ein, indem der Bodenrichtwert des Grundstücks, auf 
dem sich die Zweitwohnung befindet, durch den höchsten Bodenrichtwert im Gebiet der Stadt Feh-
marn geteilt wird. Anschließend wird das Ergebnis dieser Teilung mit dem Wert "0,5" addiert. Dieses 
Verfahren verletzt nach Gerichtsmeinung nicht mehr den Gleichheitsgrundsatz, denn indem die 
Bodenrichtwerte zueinander ins Verhältnis gesetzt werden, lässt sich eine übermäßige Spreizung 
vermeiden.

Hinweis: Die Revision wurde zugelassen. In einem gleichgelagerten Fall der Stadt Tönning wurde 
bereits Revision zum Bundesverwaltungsgericht eingelegt, so dass nun auf Bundesebene die Maßst-
absfragen geklärt werden.
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Verspätungszuschlag: Manchmal kann Unwissenheit doch vor Strafe schützen

Es gibt Termine, die lassen sich nicht verschieben. Das kann etwas Privates wie ein Geburtstag sein 
- oder auch etwas Offizielleres wie eine Frist des Finanzamts. Zwar besteht in einigen Fällen die 
Möglichkeit, eine Fristverlängerung zu beantragen. Jedoch gibt es auch Fristen, die einfach fix sind. 
Eine davon ist die Abgabefrist für die Einkommensteuererklärung. Wenn Sie diese überschreiten, 
gibt es gesetzliche Vorgaben, wonach in bestimmten Fällen ein Verspätungszuschlag festzusetzen 
ist. Im Streitfall musste das Finanzgericht Sachsen-Anhalt (FG) entscheiden, ob Gründe dafür vorla-
gen, dass ein Verspätungszuschlag entfallen konnte.
Die Kläger sind Ehegatten. Im Rahmen des Lohnsteuerabzugs 2019 wurde beim Kläger die Mindest-
vorsorgepauschale berücksichtigt. Diese war aber höher als seine tatsächlichen Vorsorgeaufwen-
dungen. Am 09.09.2020 versandte das Finanzamt ein Schreiben zur Erinnerung an die Abgabe der 
Steuererklärung 2019 an die Kläger. Bereits für die Jahre 2017 und 2018 hatte es solche Erinne-
rungsschreiben versandt, woraufhin die Kläger auch jeweils eine Erklärung abgegeben hatten. Für 
2019 reichten die Kläger jedoch keine Erklärung ein. Das Finanzamt schätzte daher die Höhe und 
setzte einen Verspätungszuschlag fest. Hiergegen richtet sich die Klage, da nach Ansicht der Kläger 
keine Verpflichtung zur Abgabe einer Erklärung bestand.
Die Klage vor dem FG war insoweit erfolgreich, als der Verspätungszuschlag mit 0 EUR festzusetzen 
war. Aufgrund der Tatsache, dass die Vorsorgepauschale die tatsächlichen Aufwendungen überstieg, 
waren die Kläger zur Einkommensteuererklärung 2019 verpflichtet. Das Finanzamt war daher 
zutreffend ebenfalls verpflichtet, aufgrund der Fristüberschreitung einen Verspätungszuschlag fest-
zusetzen. Allerdings beträgt dieser hier 0 EUR. Bei Unkenntnis der Steuererklärungspflicht ist bei 
einem Verspätungszuschlag nur die Zeit nach der Aufforderung zur Erklärungsabgabe zu berück-
sichtigen.
Im Streitfall fehlte es jedoch bis zur erstmaligen Festsetzung der Steuer an einer Aufforderung zur 
Abgabe der Steuererklärung. Für die steuerlich nichtberatenen Kläger war nicht ersichtlich, dass eine 
Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung bestand. Die Verpflichtung ergab sich aus mehreren teils 
sehr umfangreichen und schwer zu lesenden gesetzlichen Normen, deren Kenntnis von den Klägern 
als steuerlichen Laien nicht erwartet werden konnte.
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Einkommensteuererklärung 2024: Wie sich Versicherungsbeiträge absetzen lassen

Versicherungen bieten einen wichtigen Schutz für unterschiedliche Lebenslagen, belasten aber 
schnell spürbar die Haushaltskasse. Die gute Nachricht ist, dass sich ein großer Teil der Versiche-
rungsbeiträge in der Einkommensteuererklärung absetzen lässt.
Altersvorsorgeaufwendungen der Basisversorgung dürfen als Sonderausgaben abgezogen werden. 
Unter die Basisversorgung fallen unter anderem die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung, 
für berufsständische Versorgungseinrichtungen und zur sogenannten Rürup-Rente. Seit 2023 
können diese Beiträge grundsätzlich zu 100 % abgesetzt werden, jedoch maximal bis zum Höchst-
beitrag zur knappschaftlichen Rentenversicherung; für das Jahr 2024 erkennt das Finanzamt maxi-
mal 27.566 EUR als Sonderausgaben an. Bei zusammenveranlagten Eheleuten verdoppelt sich der 
Betrag.
Beiträge zur Riester-Rente lassen sich in Höhe von maximal 2.100 EUR pro Jahr als Sonderausgaben 
absetzen, wenn dieser Abzug gegenüber der Gewährung von Zulagen günstiger ist. Der Betrag 
verdoppelt sich bei zusammenveranlagten Ehepaaren, wenn beide zum begünstigten Personenkreis 
gehören. Die jährliche Grundzulage beträgt bis zu 175 EUR. Die Kinderzulage beträgt bei vor 2008 
geborenen Kindern 185 EUR pro Kind, bei ab 2008 geborenen Kindern 300 EUR pro Kind. Die 
sogenannte Günstigerprüfung erfolgt automatisch durch das Finanzamt. Dabei sind die gezahlten 
Riester-Beiträge, der individuelle Steuersatz und die Anzahl der Kinder von entscheidender Bedeu-
tung.
Auch für sonstige Vorsorgeaufwendungen steht Steuerzahlern ein Sonderausgabenabzug zu. 
Neben der Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung fallen darunter auch Beiträge für eine 
Privat- sowie Autohaftpflicht-, Risikolebens- oder Berufsunfähigkeitsversicherung. Lebens- oder 
Rentenversicherungen, die vor 2005 abgeschlossen wurden, sind grundsätzlich ebenfalls begüns-
tigt. Die absetzbare Höchstgrenze liegt hier bei 1.900 EUR pro Jahr für Arbeitnehmer und Beamte 
sowie 2.800 EUR für Selbständige.
Bei Verheirateten sind die für die beiden Eheleute jeweils geltenden Beträge zu addieren. Die Basis-
beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung lassen sich stets in unbegrenzter Höhe als Sonder-
ausgaben geltend machen. Die Höchstbeträge werden dadurch in vielen Fällen bereits ausge-
schöpft. Ein weiterer Entlastungseffekt durch die Beiträge für andere Versicherungen wird daher nur 
im Einzelfall erreicht.
Beiträge für Versicherungen, die ausschließlich berufliche Risiken abdecken, können in der Regel 
unbegrenzt als Werbungskosten abgesetzt werden. Dazu gehören die Berufshaftpflicht-, die 
Arbeitsrechtsschutz- oder eine Unfallversicherung, die nur bei Arbeitsunfällen greift.
Die Beiträge zu einer Hausrat- oder Elementarschadenversicherung oder zu einer privat veranlass-
ten Rechtsschutzversicherung sind hingegen nicht von der Steuer absetzbar.
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Eltern aufgepasst: Kinderbetreuungskosten lassen sich ab 2025 besser absetzen

Ob Kita, Hort, Babysitter oder Tagesmutter: Kosten für die Betreuung der eigenen Kinder können in 
der Einkommensteuererklärung als Sonderausgaben abgesetzt werden. Bislang waren nur zwei Drit-
tel der Kosten, maximal 4.000 EUR pro Jahr und Kind absetzbar, ab 2025 lassen sich 80 % der 
Kosten, maximal 4.800 EUR pro Jahr und Kind abziehen.
Voraussetzung für den Kostenabzug ist, dass das Kind das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat 
und zum Haushalt des Steuerzahlers gehört. Zu den absetzbaren Betreuungskosten zählen Ausga-
ben für den Kindergarten, die Kinderkrippe, die Kindertagesstätte oder den Kinderhort. Ebenso 
anerkannt werden Kosten für Babysitter, Tagesmütter, Au-Pairs oder Kindermädchen.
Um Kinderbetreuungskosten steuerlich geltend machen zu können, muss für die Leistung eine 
Rechnung vorliegen, die unbar (beispielsweise per Überweisung oder Einzugsermächtigung) begli-
chen worden ist. Barzahlungen sind tabu und werden vom Finanzamt (FA) nicht anerkannt.
Zudem akzeptiert das FA nur Ausgaben, die für die reine Kinderbetreuung entstanden sind. Küm-
mert sich ein Babysitter beispielsweise auch ums Essen oder gibt Nachhilfe, wirken sich diese 
Kosten nicht steuermindernd aus. Nicht begünstigt sind zudem die Kosten für Ausflüge sowie 
Sport-, Sprach- oder Musikunterricht. Erfüllt eine Betreuungsperson mehrere Aufgaben, sollten 
diese daher in der Rechnung separat ausgewiesen werden, so dass zumindest der begünstigte Kos-
tenteil abgesetzt werden kann.
Wer Verwandte wie Großeltern oder Geschwister für die Kinderbetreuung bezahlt, kann diese 
Kosten unter den vorgenannten Voraussetzungen ebenfalls absetzen. Hierfür sollte man aber eine 
schriftliche, fremdübliche Arbeitsvereinbarung aufsetzen und diese von beiden Seiten unterschrei-
ben lassen.
Sorgen nahe Angehörige dafür, dass der Nachwuchs zur Kinderbetreuung gefahren wird, lässt sich 
sogar für die dabei entstehenden Fahrtkosten ein Sonderausgabenabzug erreichen, sofern für 
diesen Fahrdienst ein Betreuungsvertrag in Schriftform geschlossen wird. Dieser sollte hinsichtlich 
der Ausgestaltung ebenfalls fremdüblich sein. Es ist darin festzulegen, dass die Kinderbetreuung 
unentgeltlich erfolgt, die entstandenen Fahrtkosten für das Abholen und Bringen des Kindes aber 
ersetzt werden. Sind die Eltern nicht verheiratet, sollten beide Elternteile in den Vertrag aufgenom-
men werden. Zudem darf der Kostenersatz für die Fahrten von den Eltern nur unbar (z.B. per Über-
weisung) an die Großeltern geleistet werden.
Die Großeltern müssen die ihnen erstatteten Fahrtkosten im Gegenzug nicht versteuern, da es sich 
um bloßen Aufwandsersatz handelt. Für jeden Monat sollte eine Aufstellung über die durchgeführ-
ten Fahrten erfolgen; diese Liste sollten die Eltern dem FA auf Nachfrage als Nachweis zur Verfü-
gung stellen.
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Unterhaltszahlungen: Gelder dürfen nicht mehr in bar fließen

Unterhaltsleistungen an unterhaltsberechtigte Personen können seit Januar 2025 nur noch steuer-
lich geltend gemacht werden, wenn sie per Überweisung auf das Konto der unterhaltenen Person 
gezahlt werden. Grund ist eine Neuregelung im Jahressteuergesetz 2024.
Bargeldzahlungen werden vom Finanzamt also künftig nicht mehr anerkannt. Damit entfällt die 
bislang gängige Praxis, unterstützten Angehörigen bei Auslandsbesuchen entsprechende Bargeld-
beträge zukommen zu lassen.
Hinweis: Ziel der Gesetzesverschärfung ist es, Unterhaltsleistungen besser nachvollziehen zu 
können und steuerlichen Missbrauch zu vermeiden. Ausnahmen können die Finanzämter nur noch 
in besonderen Härtefällen machen, wenn außergewöhnliche Umstände (z.B. eine Kriegssituation im 
Wohnsitzstaat) eine Banküberweisung unmöglich machen.
Unterhaltszahlungen lassen sich bis zur Höhe des steuerlichen Grundfreibetrags als außergewöhnli-
che Belastungen absetzen (hinzu kommen übernommene Basiskranken- und Pflegeversicherungs-
beiträge). Der Grundfreibetrag für das Jahr 2025 liegt bei 12.096 EUR. Die zumutbare Belastung 
(Eigenanteil), die ansonsten bei außergewöhnlichen Belastungen abgezogen werden muss, existiert 
beim Unterhalt nicht. Bezieht die unterhaltene Person eigene Einkünfte oder staatliche Fördermittel 
(z.B. BAföG), mindern diese aber den Unterhaltshöchstbetrag, soweit sie über 624 EUR pro Jahr 
hinausgehen.
Eine Absetzbarkeit von Unterhaltszahlungen entfällt zudem, wenn das Vermögen der unterhaltsbe-
dürftigen Person über 15.500 EUR liegt.

Hinweis: Aufgrund der gesetzlichen Neuregelung sollten Unterhaltszahler ihre Geldflüsse schnellst-
möglich auf Banküberweisungen umstellen; die Einrichtung eines Dauerauftrags kann sich hierbei 
anbieten. Zu beachten ist allerdings, dass Unterhalt nicht rückwirkend gezahlt werden kann. Das 
Gesetz verlangt, dass Unterhaltsleistungen für einen Bedarfsmonat immer im Voraus geleistet 
werden.

Breitfeld Nitsche und Partner Steuerberatungsgesellschaft
Neuer Wall 26–28  |  20354 Hamburg  |  Tel. +49 (0)40 36 77 55  |  Fax +49 (0)40 36 72 54

e-mail | mail@bnp-steuerberatung.hamburg  |  web | www.bnp-steuerberatung.hamburg



Steuerzugriff auf Gehaltserhöhungen: Wie die kalte Progression ausgeglichen werden soll

Wer aufgrund der Inflation eine Lohnerhöhung erhält, wird dadurch wirtschaftlich nicht leistungsfä-
higer gestellt, muss aber unter Umständen mehr Einkommensteuer bezahlen als zuvor. Grund ist die 
sogenannte kalte Progression, die durch den progressiv ansteigenden Steuertarif ausgelöst wird. 
Das Gehaltsplus wird von der Inflation aufgefressen, es fallen aber plötzlich höhere Steuern an, die 
trotzdem gezahlt werden müssen. Man spricht daher auch von einer schleichenden Steuererhöhung 
oder einer "Steuererhöhung durch Untätigkeit".
Um die kalte Progression auszugleichen, hat der Steuergesetzgeber verschiedene Anpassungen 
beschlossen: Zum einen steigt der Grundfreibetrag für den Veranlagungszeitraum 2025 auf 12.096 
EUR und für 2026 auf 12.348 EUR. Für Ehepaare gelten jeweils die doppelten Beträge. Ebenfalls 
erhöht wird der Kinderfreibetrag - und zwar ab 2025 von 6.612 EUR auf 6.672 EUR je Kind und 
Elternpaar und 2026 dann auf 6.828 EUR.
Darüber hinaus werden die Eckwerte des Einkommensteuertarifs für 2025 und 2026 "nach rechts" 
verschoben - somit reduziert sich für Steuerzahler der Steuersatz. So beginnt der Spitzensteuersatz 
von 42 % 2025 für Alleinstehende erst ab einem zu versteuernden Jahreseinkommen von 68.481 
EUR - im Vorjahr war dies bereits ab 66.761 EUR der Fall. Der sogenannte Reichensteuersatz von 
45 % greift allerdings unverändert ab einem zu versteuernden Einkommen von 277.826 EUR.
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Neue Fristberechnung ab 2025: Steuerbescheide gelten neuerdings erst am vierten Tag als 
bekanntgegeben

Bereits 2024 hatte der Gesetzgeber hierzulande verlängerte Laufzeitvorgaben für die Zustellung 
von Briefen eingeführt. Mit dem Postrechtsmodernisierungsgesetz hat er zugleich geregelt, dass 
schriftliche Verwaltungsakte (z.B. Steuerbescheide) zu einem späteren Zeitpunkt als bisher als 
bekanntgegeben gelten. Dies ist wichtig für zahlreiche steuerrechtliche Fristen, da diese an den 
Bekanntgabezeitpunkt anknüpfen.
Bislang galt die Regelung, dass Verwaltungsakte bei Inlandszustellung am dritten Tag nach der Auf-
gabe zur Post als bekanntgegeben gelten, so dass beispielsweise die einmonatige Einspruchsfrist 
erst ab dem vierten Tag läuft. Mit der gesetzlichen Neuregelung wurde diese Bekanntgabefiktion 
nun auf vier Tage verlängert, so dass die Einspruchsfrist neuerdings erst ab dem fünften Tag nach 
Postaufgabe einsetzt.
Fällt das Ende der neuen Viertagesfrist auf einen Samstag, Sonntag oder einen gesetzlichen Feier-
tag, verschiebt sich der Bekanntgabezeitpunkt auf den nächsten Werktag. Wurde ein Steuerbe-
scheid beispielsweise am Dienstag, den 04.02.2025 verschickt, ist der vierte Tag ein Samstag 
(08.02.2025), so dass sich der Bekanntgabezeitpunkt auf Montag (10.02.2025) verschiebt und die 
Einspruchsfrist erst am Dienstag (11.02.2025) beginnt.

Hinweis: Anwendbar ist die neue Viertagesfrist auf alle Verwaltungsakte, die nach dem 31.12.2024 
zur Post gegeben, elektronisch übermittelt oder elektronisch zum Abruf bereitgestellt werden. Sie 
gilt auch, wenn der Steuerbescheid dem Steuerzahler nachweislich früher zugegangen ist.
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Steuereinnahmen aus Glücksspiel: Staat nimmt 51,5 % mehr Steuern ein als zehn Jahre zuvor

Ob mit sechs Kreuzen beim Lotto, der Wette auf ein bestimmtes Pferd oder einem hohen Einsatz 
beim Poker - viele Menschen hoffen, durch Glücksspiel den ganz großen Gewinn abzuräumen. Auch 
wenn die Wahrscheinlichkeit dafür sehr klein ist, gewinnt einer immer - und zwar der Staat.
Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) nun errechnet hat, nahmen die öffentlichen Kassen im 
Jahr 2023 rund 2,48 Mrd. EUR an Steuern aus Lotto, Sportwetten, Online-Poker und anderen 
Glücksspielen ein. Dies waren 3,6 % weniger als ein Jahr zuvor und der erste Rückgang nach zuletzt 
stetig steigenden Einnahmen. Im Zehnjahresvergleich lagen die staatlichen Einnahmen aus Glücks-
spiel im Jahr 2023 um 51,5 % höher als noch im Jahr 2013 mit 1,64 Mrd. EUR.
Ertragreichste staatliche Einnahmequelle beim Glücksspiel war dabei die Lotteriesteuer mit rund 
1,77 Mrd. EUR, sie machte 71 % der gesamten Steuereinnahmen aus Glücksspiel aus. Damit stiegen 
die staatlichen Einnahmen aus der Lotteriesteuer im Vergleich zum Jahr 2022 um 5,8 %, im Zehnjah-
resvergleich um 22,3 %.
Die Steuereinnahmen aus Sportwetten gingen im Jahr 2023 gegenüber dem Vorjahr um 5,2 % auf 
409 Mio. EUR zurück - allerdings waren sie damit noch mehr als doppelt so hoch als zehn Jahre 
zuvor (+ 116,8 %). Im Jahr 2013 erzielte der Staat mit der Steuer lediglich Einnahmen von 189 Mio. 
EUR.
Den deutlichsten Rückgang der Steuereinnahmen gegenüber dem Vorjahr gab es im Jahr 2023 bei 
der virtuellen Automatensteuer (- 38,5 %): Rund 264 Mio. EUR nahmen die öffentlichen Kassen 
2023 durch die Steuer ein; im Jahr 2022 waren es noch 430 Mio. EUR. Die Steuereinnahmen aus 
Online-Poker gingen im Vorjahresvergleich um 7,5 % zurück, von 33 Mio. EUR im Jahr 2022 auf 30 
Mio. EUR im Jahr 2023. Virtuelles Automatenspiel und Online-Poker werden in Deutschland erst 
seit dem 01.07.2021 besteuert, seitdem gilt der Staatsvertrag zur Neuregulierung des Glücksspiel-
wesens.

Hinweis: Das Lotterierecht in Deutschland ist Ländersache, so dass die Einnahmen den Bundeslän-
dern zustehen. Den größten Anteil an den Einnahmen hatte 2023 mit 22 % das bevölkerungsreichs-
te Bundesland Nordrhein-Westfalen (535 Mio. EUR). Darauf folgten Bayern mit 14 % (350 Mio. 
EUR) und Baden-Württemberg mit 12 % (300 Mio. EUR).
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